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Artikel Antrag Begründung 

Lärm   

Art. 22 Abs. 2 lit. b Ergänzung des 2. Absatzes, sinn-
vollerweise als Bst. b: für jede 
Wohneinheit ein ruhiger Raum vor-
handen ist. Bst. c wären dann die 
Aussenräume wie alt Bst. b. 
 

Die Kompensation ist im Revisionsvorschlag ein zentrales Element. Mit ruhigen 
lärmabgewandten Räumen kann sichergestellt werden, dass jede Wohneinheit 
eine ruhige Seite hat. Mit der Definition im Revisionsvorschlag ist dieser Ansatz 
jedoch nicht vollständig gewährleistet. Gemäss Vorschlag wird beim Aussen-
raum auch nur die Einhaltung des Grenzwertes am Tag gefordert. 
 
Im Erläuterungsbericht wird die ruhige Gebäudefassade ebenfalls thematisiert. 
Es wird dort ausgeführt, dass der Ansatz, wonach jede Wohnung an eine ruhige 
Fassade angrenzen soll, bei Gebäuden mit vielen kleinen Wohnungen an lauten 
Lagen aufgrund der kleinteiligen Grundrisse an Grenzen stösst. Unsere Erfah-
rung im Vollzug zeigt allerdings, dass sich auch an solchen Lagen nachhaltige 
Lösungen finden lassen. 
 
Eventualiter stellen wir den Antrag, dass Art. 22 Abs. 2 lit. b so angepasst wird, 
dass der nötige ruhige Aussenraum nicht beim, sondern am Gebäude bzw. mit 
Bezug zur Wohneinheit zur Verfügung stehen muss, damit wenigstens so der 
Anschluss an eine ruhige Fassade gewährleistet ist und es sich wirklich um ei-
nen privaten Aussenraum handelt. 
 
Zu bedenken ist im Weiteren, dass die neue Stossrichtung dazu führen kann, 
dass die Baukosten für städtischen Wohnraum steigen und gegenüber heute 
verteuert würden und in der Folge die Grundstückeigentümerinnen und -eigen-
tümer möglicherweise länger als sinnvoll an der älteren Bausubstanz festhalten. 
Das wäre auch aus energetischer Sicht kontraproduktiv ist gilt es zu vermeiden. 
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Artikel Antrag Begründung 

Art. 22 Abs. 2 lit. d 
USG (neu) 

Ergänzung des Art. 22 Abs. 2 USG 
mit lit. d, in dem für alle lärmemp-
findlichen Nichtwohnräume (Be-
triebsräume, Schulräume, Spital-
zimmer, klassische Hotelzimmer) 
die Einhaltung der IGW ebenfalls 
mindestens teilweise vorgeschrie-
ben wird oder aber die Installation 
einer mechanischen Belüftung not-
wendig ist. 

Umgang mit lärmempfindlichen Betriebsräumen 
Mit der Formulierung «die dem längeren Aufenthalt von Personen dienen» gilt 
Art. 22 USG für Wohnräume und auch für lärmempfindliche Betriebsräume. In 
Abs. 2 kommt nun eine Differenzierung und es werden Anforderungen nur für 
Wohnen festgelegt. Gemäss den Erläuterungen (S. 53) gilt für Gewerbebauten 
mit lärmempfindlichen Nutzungen, aber ohne Wohneinheiten, nur Buchstabe c. 
Damit würde der bisherige Lärmschutz für Betriebsräume entfallen. Bisher be-
stand ein Konsens, dass Betriebsräume zumindest am Lüftungsfenster die IGW 
einhalten oder aber mechanisch belüftet werden müssen. 
 

Art. 24 Abs. 1 USG In der LSV ist zu ergänzen, dass 
bei Betriebsräumen, Schulzimmern 
und klassischen Hotelzimmern die 
Anforderung entfällt, wenn die 
Räume über eine mechanische Be-
lüftung verfügen. 

Die Anforderungen von Art. 24 Abs. 1 USG gelten sowohl für Wohnräume als 
auch für Betriebsräume. Bei den Betriebsräumen, Schulzimmern und klassi-
schen Hotelzimmern sind wir allerdings der Meinung, dass eine mechanische 
Belüftung reicht, falls die PW selbst bei den Lüftungsfenstern nicht eingehalten 
werden können. 
 

Generell Ganzzahlige Wohnungsgrössen mit 
halben Zimmern ergänzen (z.B. 3 / 
3 ½). 

Zur Tabelle mit den Konkretisierungen von Art. 22 Abs. 2 lit. a (Erläuterungsbe-
richt S. 54): 
Wohnungsgrössen: Neue Wohnungen haben fast immer halbe Zimmer. Nur im 
Altbau gibt es noch ganzzahlige Wohnungen. 

Generell Begriff ruhige lärmempfindliche 
Räume durch Räume mit einem 
Fenster unter dem IGW ersetzen. 

Der Begriff «ruhige» Räume ist unklar. 
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Artikel Antrag Begründung 

Generell Drittelsregelung mit Ausnahmen für 
2 und 2 ½ Zimmer-Wohnungen ge-
mäss beiliegender Tabelle. 
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Artikel Antrag Begründung 

Altlasten   

Kinderspielplätze,  
Art. 32c Abs. 1  
Bst. b, 1bis und 4, 
Art. 32ebis und  
Art. 32eter 

Die geplante Änderung des USG 
hinsichtlich der Untersuchungen 
und Sanierungen von Kinderspiel-
plätzen und Hausgärten ist zurück-
zustellen bzw. zu überarbeiten. 
 

Aus altlastenrechtlicher Sicht ist das Thema nicht prioritär. Es würden zudem im 
Bereich Altlasten Ressourcen gebunden werden, die für den Abschluss der Vor-
untersuchungen benötigt werden. Bei belasteten Standorten werden Böden mit 
sensibler Nutzung (wie Kinderspielplätze und Hausgärten) ohnehin bereits in 
der Gefährdungsabschätzung betrachtet.  
 
Wir schlagen statt der vorgesehenen Änderung des USG vor, mit Geldern aus 
dem VASA-Fonds den kantonalen Bodenfachstellen finanzielle Mittel für syste-
matische Bodenuntersuchungen zur Verfügung zu stellen. Damit würde eine 
systematische Herangehensweise und ein kontrollierter bzw. bewältigbarer Voll-
zug gewährleistet werden. Ausserdem sollte anschliessend bei notwendigen Sa-
nierungen keine Unterscheidung zwischen privaten und öffentlichen Flächen 
hinsichtlich der finanziellen Unterstützung gemacht werden. Eine solche Un-
gleichbehandlung zwischen privaten und öffentlichen Flächen kennt das Altlas-
tenrecht und der Bodenschutz bisher nicht. 

Wenn die Umsetzung in der vorlie-
genden Form in Kraft tritt, ist die 
gleichzeitige Veröffentlichung einer 
Vollzugshilfe vorzusehen.  
 

In dieser Vollzugshilfe sind die offenen Fragestellungen zum Vollzug der vorge-
sehenen Untersuchungen und Sanierungen von Kinderspielplätzen und privaten 
Hausgärten im Detail abzuhandeln, da das geplante Vorgehen bei der Sanie-
rung privater Flächen in keiner Weise dem etablierten Altlastenvollzug ent-
spricht. Mit dem Inkrafttreten des revidierten USG müssen diese beantwortet 
sein, da ansonsten gegenüber privaten Eigentümern nur ungenau Auskunft ge-
ben werden kann und damit ein erhebliches Prozessrisiko besteht. 

 
Laut erläuternden Bericht wird im Fall von Sanierungen privater Flächen der 
Kanton erst mit dem Schlussbericht in den Prozess involviert. Dieses Vorgehen 
steht im Gegensatz zu allen anderen Abläufen im Altlastenvollzug, bei denen 
jede Untersuchung von der Behörde bewilligt werden muss und insbesondere 
vor einer Sanierung der Sanierungsbedarf verfügt werden muss. Unserer Mei-
nung nach birgt das geplante Vorgehen, dass Behörden erst nach der Sanie-
rung privater Flächen involviert werden, verschiedene Risiken, etwa dass fachli-
che Anforderungen nicht erfüllt sind, aber gleichzeitig VASA-Abgeltungen einfor-
dert werden.   
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Artikel Antrag Begründung 

Art. 32ebis Abs. 2 Die Frist für den Abschluss der Vor-
untersuchungen ist auf 31. Dezem-
ber 2035 zu verlängern 

Für den Kanton Luzern ist das Ziel, die Voruntersuchung bis Ende 2028 abzu-
schliessen, nicht erreichbar. Nach der Überarbeitung des Verdachtsflächenka-
tasters muss noch eine grosse Anzahl an Standorten neu als untersuchungsbe-
dürftig in den Kataster der belasteten Standorte aufgenommen werden, so dass 
der Kanton Luzern innerhalb der Frist ca. 1000 Voruntersuchungen auslösen 
und abschliessen muss. Dabei wird die Zahl der untersuchungsbedürftigen 
Standorte auch aufgrund von neuen relevanten Stoffgruppen zusätzlich steigen 
(z.B. PFAS-Problematik). 
 
Zu bedenken ist darüber hinaus, dass für den fristgerechten Abschluss auch die 
Fachbüros mehr personelle Ressourcen benötigen. Dafür müssen zunächst erst 
Fachkräfte ausgebildet werden.  

Art. 32ebis Abs. 3 Auch die Frist zum Abschluss der 
Sanierungen ist zu verlängern. Wir 
beantragen, die Frist für die Über-
wachungsmassnahmen und die 
baulichen Sanierungsmassnahmen 
auf 31. Dezember 2060 zu verlän-
gern. 

Für den altlastenrechtlichen Vollzug im Kanton Luzern ist die vorgesehene Frist 
für den Abschluss der baulichen Sanierungsmassnahmen von 2040 nicht realis-
tisch. 

Zudem beantragen wir, dass Über-
wachungsmassnahmen, die nach 
Abschluss der baulichen Sanie-
rungsmassnahmen zur Feststel-
lung des Sanierungsziels vorgese-
hen werden, auch dann abgel-
tungsberechtigt sind, wenn sie 
nach der Frist durchgeführt wer-
den. 

Sanierte Standorte müssen oftmals nach der eigentlichen Sanierung noch über-
wacht werden, um den Sanierungserfolg zu dokumentieren. Überwachungs-
massnahmen bei diesen Standorten müssten weiterhin abgeltungsberechtigt 
sein, da diese Überwachungen zur Sanierung gehören. 
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Artikel Antrag Begründung 

Für in-situ-Sanierungen, bei denen 
die baulichen Massnahmen vor der 
entsprechenden Frist abgeschlos-
sen worden sind, bei denen aber 
erst nach der Frist wider Erwarten 
kein Sanierungserfolg festgestellt 
werden kann, ist eine Ausnahmere-
gelung für die Abgeltung weiterer 
Sanierungsmassnahmen vorzuse-
hen.  

In den Erläuterungen zu diesem Artikel wird bestimmt, dass bis Ende 2040 die 
baulichen Sanierungsmassnahmen abgeschlossen sein müssen. Bei in-situ-
Massnahmen kann sich nach ein paar Jahren zeigen, dass kein Sanierungser-
folg besteht und anschliessend die Sanierungsmassnahme gewechselt werden 
muss. Bei der beschriebenen Auslegung des Artikels, dass Folgekosten für bau-
lichen Sanierungsmassnahmen nicht mehr abgegolten werden, dürfte dazu füh-
ren, dass – entgegen der vom Bund verfolgten Stossrichtung – Dekontaminati-
onsmassnahmen gegenüber in-situ-Massnahmen bevorzugt werden. was zu un-
erwünschten Mehrbelastungen für die Umwelt führt (zusätzliches Deponievolu-
men, Transporte usw.). 

Art. 32ebis Abs. 4 Mit der Verlängerung der Frist zum 
Abschluss der Voruntersuchungen 
ist die Frist zum Abschluss der Sa-
nierungen entsprechend zu verlän-
gern. Wir beantragen, auch die 
Frist für die Sanierung der Schiess-
anlagen auf 2060 zu verlängern.  

Die Sanierungen von Schiessanlagen sind oftmals als nicht dringlich einzustu-
fen, daher kann die Frist entsprechend der anderen Fristen verlängert werden.  

Art. 32ebis  
Abs. 8 

Die Fristen für die pauschalen Ab-
geltungen an die kantonalen Be-
hörden ist entsprechend der oben 
beantragten Verlängerungen der 
Fristen für die Voruntersuchungen 
(2035) und die Sanierungen (2060) 
ebenfalls zu verlängern. 

Für den Kanton Luzern ist das Ziel, die Voruntersuchung bis Ende 2028 abzu-
schliessen, nicht erreichbar. Entsprechend sind auch die Fristen für die pau-
schalen Abgeltungen zu verlängern, da dem Kanton ansonsten diese Mittel für 
die Bereitstellung von Ressourcen insbesondere zum Abschluss der Sanierun-
gen fehlen würden.  

 


